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66/02 Andere Sozialversicherungsgesetze 

Text 

Verjährung der Beiträge 

§ 39. (1) Das Recht auf Feststellung der Verpflichtung zur Zahlung von Beiträgen verjährt bei 
Beitragsschuldnern und Beitragsmithaftenden binnen drei Jahren vom Tag der Fälligkeit der Beiträge. 
Diese Verjährungsfrist der Feststellung verlängert sich jedoch auf fünf Jahre, wenn der Pflichtversicherte 
die Erstattung einer Anmeldung bzw. Änderungsmeldung oder Angaben über die Grundlagen für die 
Berechnung der Beiträge unterlassen oder unrichtige Angaben über die Grundlagen für die Berechnung 
der Beiträge gemacht hat, die er bei gehöriger Sorgfalt als unrichtig hätte erkennen müssen. Die 
Verjährung des Feststellungsrechtes wird durch jede zum Zwecke der Feststellung getroffene Maßnahme 
in dem Zeitpunkt unterbrochen, in dem der Zahlungspflichtige hievon in Kenntnis gesetzt wird. Die 
Verjährung ist gehemmt, solange ein Verfahren in Verwaltungssachen bzw. vor den Gerichtshöfen des 
öffentlichen Rechtes über das Bestehen der Pflichtversicherung oder die Feststellung der Verpflichtung 
zur Zahlung von Beiträgen anhängig ist. 

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. Nr. 113/1986) 

(3) Das Recht auf Einforderung festgestellter Beitragsschulden verjährt binnen zwei Jahren nach 
Verständigung des Zahlungspflichtigen vom Ergebnis der Feststellung. Die Verjährung wird durch jede 
zum Zwecke der Hereinbringung getroffene Maßnahme, wie zum Beispiel durch Zustellung einer an den 
Zahlungspflichtigen gerichteten Zahlungsaufforderung (Mahnung) unterbrochen; sie wird durch 
Bewilligung einer Zahlungserleichterung gehemmt. Bezüglich der Unterbrechung oder Hemmung der 
Verjährung im Falle des Konkurses oder Ausgleiches des Beitragsschuldners gelten die einschlägigen 
Vorschriften der Insolvenzordnung und der Ausgleichsordnung. 
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(4) Sind fällige Beiträge durch eine grundbücherliche Eintragung gesichert, so kann innerhalb von 
30 Jahren nach erfolgter Eintragung gegen die Geltendmachung des dadurch erworbenen Pfandrechtes die 
seither eingetretene Verjährung des Rechtes auf Einforderung der Beiträge nicht geltend gemacht werden. 
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